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Bundesrat René Felber (links) und der sowjetische Aussenminister Eduard Schewardnadse unterzeichnen in Moskau am
1. Dezember 1990 eine Absichtserklärung zur verstärkten Zusammenarbeit. KUZMIN / TASS / KEYSTONE

BLICK ZURÜCK

Die Schweiz sah sich gefordert
Neu veröffentlichte diplomatische Dokumente zeigen die rege Anteilnahme an den Vorgängen in der Sowjetunion im Jahr 1990

THOMAS BÜRGISSER

«Mit Atombomben bis nach Moskau»
müsste die Luftwaffe fliegen können. So
lautete mitten im Kalten Krieg ein be-
rühmtes Diktum zur schweizerischen
Abschreckungsstrategie gegenüber der
sowjetischen Bedrohung. Rund drei
Jahrzehnte später steht wieder ein Ein-
satz der SchweizerArmee in der UdSSR
zur Diskussion. Von rund 100 Freiwilli-
gen mit 60 Saurer-Militärlastwagen ist
die Rede, die im Januar 1991 bis nach
Moskau und Leningrad vorstossen sol-
len. Doch nicht Bomben, sondern 300
Tonnen Lebensmittel und Medikamente
aus Armeebeständen sollen sie der not-
leidenden sowjetischen Bevölkerung
bringen. So verkünden es die Bundesräte
René Felber und KasparVilliger an einer
Pressekonferenz im Dezember 1990.

Die Episode zeigt:Vor dreissig Jahren
ist der Kalte Krieg vorbei, und das Rie-
senreich im Osten – jahrzehntelang der
«Erzfeind der freienWelt» – befindet sich
im rasanten Umbruch. Der Hilfsaktion
vorangegangen ist ein Jahr mit zahlrei-
chen schweizerisch-sowjetischenKontak-
ten der neuen, auch überraschendenArt.

Augenschein bei McDonald’s

So wird am 31. Januar 1990 die erste
McDonald’s-Filiale in Moskau eröffnet,
die bereits am erstenTag rund 80 000 Be-
sucherinnen und Besucher empfangen
kann.Beim Stagiaire, der von der Schwei-
zer Botschaft losgeschickt wird, um einen
Augenschein vom Spektakel zu nehmen,
handelt es sich umWalter Thurnherr, ab
2016 Bundeskanzler der Eidgenossen-
schaft.Als der junge Diplomat in die rie-
sige Fast-Food-Filiale tritt, wird er sofort
umschwirrt von proper uniformiertenAn-
gestellten, die die Bestellung aufnehmen.
«Lachende Gesichter, wildfremde Leute,
die sich spontan ansprachen, plötzlich im
Chor laut zählende Angestellte, die da-
mit wohl denVerkauf des zigtausendsten
Hamburgers bekannt machten, und die
westliche Musik gaben dem Ganzen den
Anschein eines Volksfestes, an dem nun
der endgültigeAnschluss an die westliche
Welt gefeiert wurde», schreibt Thurnherr
in seinem Bericht. Er fügt auch Zweifel
darüber an, wie lange die Begeisterung
anhalten werde – «der starke Kontrast
zu den nach wie vor leeren sowjetischen
Lebensmittelläden bleibt.»

Thurnherr ist auch zugegen, als Ende
Februar eine Delegation des Eidgenös-

sischen Departements für auswärtige
Angelegenheiten (EDA) im sowjeti-
schen Aussenministerium Konsultatio-
nen durchführt. Die Gespräche sind
von grosser Offenheit und gleichzeitig
von Unverbindlichkeit geprägt. Wird
der von Staats- und Parteichef Michail
Gorbatschow eingeläutete Reformpro-
zess anhalten, oder kommt es zu einem
erneuten «Terraingewinn für autoritäre
Kräfte»? Zerbricht das Vielvölkerreich
gar bald am wirtschaftlichen Nieder-
gang oder an nationalen Unruhen? Ge-
mäss dem EDA bleibt die Sowjetunion
«zur Zeit der grösste Faktor der Insta-
bilität und Unsicherheit in Europa».
Den Entwicklungen in der UdSSR
komme eine «modellhafte Bedeutung»
zu: «Würde der Wandel hin zu west-
licher Demokratie und sozialer Markt-
wirtschaft scheitern, würde dies welt-
weit jene Werte in Misskredit bringen,
die auch die Grundlagen unseres Staa-
tes sind.» Verfasst hat die Lageanalyse
der Diplomat Peter Maurer, nachmali-
ger Staatssekretär des EDA und heute
Präsident des Internationalen Komitees
vomRoten Kreuz.Maurer plädiert 1990
dafür, dass die Schweiz sich mit einem
verstärkten Engagement in diversen

Bereichen «sinnvollerweise zur Unter-
stützung des Wandels hin zu Demokra-
tie und Marktwirtschaft» einbringt.

Ogis Geschenke

Einen Schritt in diese Richtung mar-
kiert die Reise von Bundesrat Adolf Ogi
im April 1990 nach Moskau. Bei seinen
Gesprächen mit dem Ministerpräsiden-
ten sowie in den Ministerien für Zivil-
luftfahrt, Atomenergie, Fernmeldewesen
und Strassenbau konstatiert er grosses In-
teresse an schweizerischen Lösungsansät-
zen. «Hier sind wir Schweizer gefordert»,
sagt Ogi nach seiner Rückkehr in marki-
gen Hauptsätzen. «Hier müssen wir mit-
denken. Hier müssen wir unser Know-
how anbieten.» Einige eidgenössische
«Humoristen» sollen – inAnspielung auf
seinen legendären Auftritt als Eiersie-
der im Schweizer Fernsehen – schon ge-
fragt haben, «ob wir den Russen energie-
sparendes Kochen beibringen». Doch sei
es ihm ernst: «Eine Auseinandersetzung
mit der Sowjetunion wird nötig sein.»

Bereits damals betrieb Ogi, der spä-
ter ausländischenWürdenträgern als sein
Markenzeichen kleine Bergkristalle über-
reicht, eine originelle Geschenkdiploma-

tie.Dem Strassenbauminister Juri Suchin,
der Gefallen an einer jurassischen Käse-
spezialität gefunden hat, lässt er einen
Laib mit dazugehörigem Schabwerkzeug
zukommen. Er instruiert den Schwei-
zer Botschafter in Moskau, diesem die
Handhabung persönlich zu erklären.Die-
ser kann kurz darauf berichten, er habe
«einem strahlenden Minister Suchin ge-
zeigt, wie man ‹Girolles› aus einem ein-
fachen ‹Tête de Moine› hervorzaubert».

Im September will Bundesrat René
Felber, der Vorsteher des Aussendepar-
tements, nachdoppeln. Für seine politi-
schen Gespräche auf höchster Ebene soll
ihn eine grosse, «für die Schweiz reprä-
sentative Delegation» begleiten, um zu
demonstrieren, dass «in diesen für die
Sowjetunion und ihre Teilrepubliken so
entscheidenden Wochen und Monaten
schweizerische Unterstützung und An-
teilnahme, und dies nicht nur von staat-
licher Seite, sinnvoll und wünschbar er-
scheint». Die Abordnung soll die Spit-
zen von Politik, Finanz, Wirtschaft und
Wissenschaft ebenso umfassen wie den
Architekten Mario Botta, Clown Dimi-
tri, die Zirkusleute Fredy und Franco
Knie sowie den reformierten Pfarrer
und Russlandschweizer Eugen Voss. Er-

hofft wird eine persönliche Audienz der
gesamten Delegation beim Hoffnungs-
träger Gorbatschow.Allein, das ambitio-
nierte Projekt scheitert – vielleicht am
übervollen sowjetischenTerminkalender,
wie der Schweizer Botschafter vermutet.

«Massive Mangelsituationen»

Felber reist schliesslich Ende November
1990 in einem redimensionierten Rah-
men nachMoskau.Er trifft im Kreml den
stellvertretenden StaatspräsidentenAna-
toli Lukjanow sowie denAussenminister
Eduard Schewardnadse. Mit dem Letzt-
genannten unterzeichnet der Bundesrat
als Ausdruck seinesWillens, die bilatera-
len Beziehungen auf eine neue Grund-
lage zu stellen, eine Absichtserklärung
zur verstärkten Zusammenarbeit in den
Bereichen Politik, Wirtschaft, Kultur,
Jugendaustausch,Wissenschaft, Umwelt,
Ausbildung und Investitionsförderung.

Eindrücklich berichtet die Schweizer
Botschaft, wie die Versorgungskrise im
Herbst die Hauptstadt Moskau erreicht
hat. Diplomaten schildern etwa «Tabak-
aufstände Nikotinsüchtiger» gegen Rau-
cherwaren-Kioske, die seit Wochen auf
Lieferungen warten, schwere Verbre-
chen gegen Taxifahrer wegen Benzin-
mangels und Schlangen wütender Men-
schen, die sich erstmals seit dem Ende
des Zweiten Weltkriegs wieder vor
Bäckereien mit leeren Regalen bilden.
Im Gespräch mit Felber beklagen so-
wohl Schewardnadse als auch der Mos-
kauer Bürgermeister Gawril Popow die
«massiven Mangelsituationen» und die
Hilfsbedürftigkeit des Landes.

Vor diesem Hintergrund ist die ein-
gangs erwähnte Pressekonferenz Felbers
mit Verteidigungsminister Villiger zu se-
hen. Eine kurz nach der Ankündigung
des Armeeeinsatzes in die UdSSR ent-
sandteAbklärungsmission des Schweize-
rischen Katastrophenhilfekorps befindet
einen solchen allerdings als «in den ge-
gebenen Verhältnissen heute überhaupt
nicht opportun». Es gäbe in den sowjeti-
schenMetropolen zwarVersorgungseng-
pässe, doch herrsche dort keineHungers-
not.Mit einemMilitärkonvoi würde sich
die Schweiz lächerlich machen. Schliess-
lich sind es einige zivile Lastwagen, die
Milchpulver und Babynahrung für hilfs-
bedürftige Heime und Spitäler nach
Russland transportieren.

Thomas Bürgisser ist Historiker bei der For-
schungsstelle Diplomatische Dokumente der
Schweiz (Dodis). Unmittelbar nach Ablauf der
30-jährigen Schutzfrist veröffentlichte Dodis am
1. Januar 2021 auf ihrer Datenbank eine Aus-
wahl der relevantesten Dokumente aus dem
Schweizerischen Bundesarchiv zur Geschichte
der internationalen Beziehungen der Schweiz im
Umbruchjahr 1990. Mit der Publikation von rund
1500 Schlüsselquellen zur Aussenpolitik will Do-
dis neue Forschungen zur Zeitgeschichte inspi-
rieren. Die im Artikel erwähnten Akten sind on-
line verfügbar: www.dodis.ch/C1947.
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Schafft es in Liechtenstein erstmals eine Frau an die Spitze?
Die Diplomatin Sabine Monauni hat gute Chancen, Regierungschefin zu werden

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Liechtenstein erhält 2021 eine neue
politische Führung.Am ersten Februar-
wochenende wird das Parlament neu be-
stellt, das anschliessend die Regierung
zu wählen hat.Obwohl dasWahlvolk auf
dieseWeise nur indirekt Einfluss auf die
Zusammensetzung der Regierung neh-
men kann, stehen die von den Parteien
nominierten Regierungsmitglieder stär-
ker im Scheinwerferlicht als die zu wäh-
lenden Abgeordneten. Bei dieser Wahl
besonders, denn erstmals in der liechten-
steinischen Geschichte ist eine Frau als
Kandidatin für dasAmt des Regierungs-
chefs nominiert worden.

Sollte die Fortschrittliche Bürger-
partei (FBP) wie 2017 die Mehrheit der
Stimmen und Parlamentsmandate gewin-

nen, so wird Sabine Monauni die erste
Regierungschefin Liechtensteins werden.
Der FBP ist mit der Nomination vonMo-
nauni eine Überraschung gelungen, denn
nach dem Verzicht des Regierungschefs
Adrian Hasler auf eine erneute Kandi-
datur hatte kaum jemand mit einer Frau
als Spitzenkandidatin gerechnet.

Quereinsteigerin mit Erfahrung

SabineMonauni ist,wie in Liechtenstein
bei den Nominationen für die Regierung
zumeist üblich, eine Quereinsteigerin,
die noch kein politisches Mandat inne-
hatte.Aber die Juristin mit einem Nach-
diplomstudium in Europarecht, die der-
zeit die liechtensteinische EU-Botschaft
in Brüssel leitet, verfügt als frühere Mit-
arbeiterin in der EWR-Stabsstelle und

im Ministerium für Gesellschaft über
Verwaltungserfahrung.

Die Nomination ist in der Bürgerpar-
tei mit grosser Zustimmung, aber auch
mit einer Portion Skepsis aufgenommen
worden.Die Frage, ob die Zeit schon reif
sei für eine Regierungschefin in einem
Land, das den Frauen das Stimm- und
Wahlrecht erst 1984 zuerkannte, war
überall zu vernehmen.Befürworter kön-
nen in dieWaagschale werfen, dass sich
die Frauen im Vormarsch befinden. Bei
den Gemeindewahlen vor einem Jahr
konnten die Frauen 41 Prozent der Sitze
in den Gemeinderäten erobern.

Die Vaterländische Union (VU), der-
zeit die Juniorpartnerin in der Koali-
tionsregierung, nominierte mit Daniel
Risch einen Mann mit Regierungserfah-
rung für das Amt des Regierungschefs.

Der Betriebswirtschafter mit Doktorat
in Wirtschaftsinformatik leitet in der zu
Ende gehendenAmtsperiode das Minis-
terium für Infrastruktur, Wirtschaft und
Sport.Risch, vor vier Jahren ebenfalls ein
Quereinsteiger, übt in der Regierung die
Funktion des Regierungschef-Stellvertre-
ters aus und strebt nun den Aufstieg in
den Sessel des Regierungschefs an.

Weit weg von absoluter Mehrheit

Sollte die VU ihr Wahlziel nicht errei-
chen, als stimmenstärkste Partei die
Regierung bilden zu können,wird Risch
der Regierung nicht mehr angehören.
In einem Interview mit dem «Liechten-
steiner Vaterland» erklärte Risch, dass
er nach einer Wahlniederlage die Ver-
antwortung übernehme und damit kon-

sequenterweise auf den Verbleib in der
Regierung verzichte.

Sowohl Bürgerpartei wieUnion gehen
wieder von einer Koalitionsregierung
aus. Beide Parteien nominierten für die
fünfköpfige Regierung nur drei Kandi-
datinnen und Kandidaten, was den An-
spruch auf die Mehrheit in der Koalition
unterstreicht, aber den Eindruck vermei-
den möchte, eine Alleinregierung bilden
zu wollen. Weil sich keine der drei klei-
nen Oppositionsparteien ausdrücklich
als Partner für die FBP oder die VU für
eine Regierungskoalition angeboten hat,
deuten die Vorzeichen auf eine Neuauf-
lage der bisherigen Koalition hin. Eine
Alleinregierung einer der Volksparteien
erscheint wenig wahrscheinlich, weil die
Bürgerpartei sowie dieUnion derzeit weit
weg sind von einer absoluten Mehrheit.


